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Vernehmlassung zur Änderung der Gewässerschutzverordnung 
Schreiben an das Bundesamt für Umwelt BAFU, Bern 
  

1. Erwägungen 

Mit Schreiben vom 22. Dezember 2014 gelangt das Eidgenössische Departement für Umwelt, 
Verkehr, Energie und Kommunikation (UVEK) an die Kantonsregierungen und ersucht sie um 
Stellungnahme zur Änderung der Gewässerschutzverordnung. Im Rahmen eines verwaltungsin-
ternen Vernehmlassungsverfahrens haben sich das Volkswirtschaftsdepartement, das Departe-
ment des Innern, das Gesundheitsamt, das Amt für Wald, Jagd und Fischerei, das Amt für Land-
wirtschaft und das Amt für Umwelt zur revidierten Verordnung geäussert. Dabei ergaben sich 
keine divergierenden Meinungen. 

2. Beschluss 

Auf Antrag des Bau- und Justizdepartementes wird die Stellungnahme zur Änderung der Ge-
wässerschutzverordnung beschlossen. 

Andreas Eng 
Staatsschreiber 
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Verteiler 

Bau- und Justizdepartement 
Amt für Umwelt (Wü, stp, mh) (3) 
Amt für Raumplanung 
Volkswirtschaftsdepartement 
Departement des Innern 
Gesundheitsamt 
Amt für Wald, Jagd und Fischerei 
Amt für Landwirtschaft 
Ratsleitung (8) 
Medien (jae) 
 


	1. Erwägungen
	2. Beschluss

